Geſetz Sammlung 


für die 


g — 


(Nr. 6847.) Verordnung, betreffen end die provinzialſtändiſche Verfaſſung im Gebiete der 
x Herzogthümer Schleswig und Holftein. Vom 22. 5 1867. 


Mi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


Bin, ae den Aa Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


2. Ä . 

Das Gebiet der Herzogthümer Schleswig und Selten we einen pro⸗ 

oo Verband unter der Bezeichnung | 
| „Provinz Schleswig⸗ Holſtein. u 
Dis Verband hat die Rechte einer Korporation. 


Derſelbe wird durch Provinzialſtände a? welche ſich auf dem 1 
Mallandtage verſammeln. 
8. 2. 


. Den Provinziallandtage ſteht unter der Mitwirkung und Aufſicht der 
Singel die Beſchlußnahme über die Kommunalange egenheiten der Pro⸗ 
5, die e Verwaltung und 5 der Provinzialſtandiſchen Inſtitute und 
winde En zu. 
1 0 t, im Intereffe der Provinz Ausgaben und Leistungen zu über⸗ 
un | a die Art und Weiſe der Aufbringung derſelben zu beſchließen. 

Er hat außerdem die Röchte und Pflichten der in den älteren Landestheilen 

des Wrerßiſhen Staates beſtehenden Provinz ialſtände. SER 


be $ 3. ö 
ber die Zuſammenſetzung des Ben him wen wie ne 
Es erscheinen: 
I im Stande der 1 Grundbeſtzer: ed > 
8) der Befiker der Fürſtlich Un e 
wur 1867, (Nr. 6847) bp) vier 


Ausgegeben zu Berlin den 26, September 1867. 


3 


| — 8 Ei; 
b) vier Vertreter der Schleswig - Holfteinfchen Ritterſchaft wegen der 
Klöſter zu Itzehoe, Preetz, Ueterſen und St. Johannis, 1 

c) 15 gewählte Abgeordnete; 5 
II. im Stande der Städte: Bi, 
19 Abgeordnete der auf den Kreistagen im Stande der Städte ver⸗ 

tretenen Gemeinden; 
III. im Stande der Landgemeinden: 1 
19 Abgeordnete der auf den Kreistagen im Stande der Landgenein 
den vertretenen Gemeinden; ö 
zuſammen 58 Mitglieder. 


$. 4. i 4 
Die Vertreter der Schleswig. Holfteinfchen Ritterſchaft (F. 3. I. b.) werden I 
von dieſer Korporation aus ihrer Mitte entſendet. 0 


H. 5. f 
Von den Abgeordneten der größeren Grundbeſitzer (§. 3. I. c.) werden fünf 
aus dem Herzogthum Schleswig und zehn aus dem Herzogthum Holſtein von 
ſämmtlichen zur Führung einer Viril⸗ oder Kollektivſtimme im Stande der 
größeren Grundbeſitzer auf dem Kreistage befähigten Grundbeſitzern gewählt. 
Jedes Herzogthum bildet für ſich einen Wahlbezirk, in welchem die Ab- 
geordneten von den Wahlberechtigten aus deren Mitte gewählt werden. 


. 6. 


Die Abgeordneten im Stande der Städte ($. 3. II.) werden folgender 
geſtalt vertheilt. 


Es wählen: ei 
„ die Sie nh eee. er 2 Abgeordnete, 
S ee ee 1 Abgeordneten, 
„ a V 1 . | 
A) SR N iR ae 1 . 
J)) ò ⁵———TT ee E 
6) eee, ee ee 1: 


7) die übrigen im Stande der Städte auf den Kreis⸗ 

tagen vertretenen Städte und Flecken aus dem Her⸗ 

ogthum Schleswig ohne Fehmarn und einſchließlich 

er Städte Tönning und Garding zuſammen 4 Abgeordnete 
8) die übrigen in den 3 Pinneberg und Stein⸗ 

burg im Stande der Städte auf den Kreistagen ver⸗ 


tretenen Städte und Flecken zuſammnn 3 9) de JE 


— 


I) die übrigen in den Kreiſen Rendsburg, Kiel, Sege⸗ 
berg, Stormarn, Ploen und Oldenburg im Stande 
der Städte auf den Kreistagen vertretenen Städte 


un sleten zuſamee nnn 4 Abgeordnete, 
10) die Flecken Heide und Meldorf alternirennd ... 1 Abgeordneten, 
zuſammen 19 Abgeordnete. 

F. 7. 


Die Abgeordneten derjenigen Städte und Flecken, welche für ſich allein 
zur Wahl berufen ſind, werden von den ſtädtiſchen, beziehentlich Fleckens⸗Kollegien 
aus ihrer Mitte gewählt. 

Die Abgeordneten der zur gemeinſamen Wahl verbundenen Städte und 
Flecken find von den Kreistagsdeputirten dieſer Städte und Flecken und deren 
Stellvertretern [iR wählen. Wählbar ſind ſämmtliche Mitglieder der ſtädtiſchen, 
ud Fleckens⸗Kollegien der zum Wahlbezirk (F. 6.) gehörigen Städte und 
ecken. 


5 
0 
Eine andere Abgrenzung der Wahlbezirke und Vertheilung der Abgeord⸗ 


ah! kann auf Antrag des Propinziallandtages mit Unſerer Genehmigung 
erfolgen. 


§. 8. 


Im Stande der Landgemeinden (F§. 3. III.) wird aus jedem Landkreiſe 
Ein Abgeordneter von den zeitigen Vertretern der Landgemeinden im Kreistage 
und deren Stellvertretern gewählt. ß 
WMählbar ſind die Mitglieder der Wahlkörper, welche zur Wahl der Kreis⸗ 
lagsabgeordneten im Stande der Landgemeinden berufen find. 

In den Kreiſen Norder⸗Dithmarſchen, Süder⸗Dithmarſchen und Eider⸗ 
ſtedt erfolgt die Wahl des Abgeordneten von der geſammten ee e 


mit Ausſchluß der im Stande der Städte vertretenen Städte und Flecken, aus 
ihrer Mitte. a 5 


Eh 

5 Die Wahlen der Abgeordneten geſchehen auf ſechs Jahre dergeſtalt, daß 
alle drei Jahre die Hälfte 5 Ab 1 es Sunte ausſcheidet. Die für 
\ das erſte Mal Ausſcheidenden werden durch das Loos beſtimmt. Die Ausſchei⸗ 
Lenden find wieder wählbar. i 
ö Für jeden Abgeordneten wird gleichzeitig ein Stellvertreter gewählt. 

Das Mandat erliſcht, ſobald die Vorbedingung der Wählbarkeit fortfällt. 


§. 10. 


Für das Verfahren bei den Wahlen zum Provinziallandtage, wie auch 
! von den Provinzialſtänden felbft vorzunehmenden Wahlen find die Vor⸗ 
en des Reglements vom 22. Juni 1842. über das Verfahren bei den 
chen Wahlen (Preußiſche Geſetz-Samml. von 1842. S. 213.) maaßgebend. 
r. 6847.) 209 * $. 11. 


Zur perſönlichen Ausübung des Stimmrechtes auf dem Provinzial 
tage iſt bei allen Mitgliedern deſſelben und deren Stellvertretern die Volle 
des 24 ſten Lebensjahres erforderlich. 

Das zu F. 3. I. a. genannte 2 kann ſich in allen Fällen 
einen wählbaren Beſitzer eines größeren Gutes (F. 5.), welcher nicht ſchon Mit- 
glied des Provinziallandtages iſt, vertreten laſſen. A 


§. 12. 


Der Landtags⸗Marſchall, ſowie ein Stellvertreter deffelben, wird aus d 
Mitgliedern des Provinziallandtages auf die Dauer jedes Landtages durch U 
ernannt. sh 

Derſelbe hat die Verhandlungen zu leiten und die Ordnung in der Lande 
tagsverſammlung aufrecht zu erhalten. a 5 


$. 13. 


Zu 1 Kommiſſarius bei den Propinziallandtagen beſtimmen W 
den Oberpräſidenten. Wir behalten Uns vor, demſelben in Behinderungsfäll 
einen Stellvertreter zu beſtellen. i 3 

Der Oberpräſident iſt die Mittelsperſon bei allen Verhandlungen Unſerer 
Behörden mit den Ständen. 1 

i $. 14. „„ 

Sämmtliche Beſchlüſſe des Provinziallandtages werden dem Ober 
en welcher dieſelben zu prüfen und deren Ausführung zu 9 
mitteln hat. 5 


. welche die Befugniſſe der Provinzialſtände nen e 


das Staatswohl verletzen, hat der Oberpräſident zu beanſtanden und Behn 

Entſcheidung über deren Ausführung dem betreffenden Reſſoxt⸗Miniſter ei 

zureichen. 
$: 15. 


Beh Der Provinziallandtag wird, fo oft es das Bedürfniß erfordert, durch UM 
erufen. ö 
f Die Ladung der Mitglieder, die Eröffnung, ſowie der Schluß des Lan 
tages geſchieht durch Unſeren Kommiſſarius ($. 13.). 

Der Kommiſſarius, om die zu feiner Vertretung abgeordneten Staats 
beamten haben Zutritt zur Landtagsverſammlung und müffen auf ihr Verlange 
zu jeder Zeit gehört werden. 


$. 16. 


Zur Beſchlußfaſſung des Provinziallandtages iſt die Anweſenheit von 
als der Hülfe der Mitglieder erforderlich. Die Beſchlüſſe werden urch en i 


| — 1888 ER | 
Stimmenmehrheit der Anweſenden gefaßt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die 
Stimme des Vorſitzenden. 
Zu einem Beſchluſſe, durch welchen Ausgaben bewilligt werden ſollen, die 
nicht ſchon in der Verpflichtung des Verbandes beruhen, iſt eine Mehrheit von 
mündeſtens zwei Dritteln der Anweſenden erforderlich. In einem ſolchen Falle 
ul) überdies, wenn zwei Drittel der anweſenden Mitglieder eines Standes es 
verlangen, eine Abſtimmung nach Ständen eintreten. Die Bewilligung gilt dann 
ür abgelehnt, wenn zwei Stände ſich dagegen erklären. Die Abſtimmung inner⸗ 
halb des einzelnen Standes erfolgt in dieſem Falle nach einfacher Stimmen⸗ 
mehrheit. 5 
\ $. 17. 


Findet ein ganzer Stand ſich durch einen Beſchluß des Landtages in ſei⸗ 
nem Intereſſe verletzt, ſo ſteht es ihm frei, mittelſt Einreichung eines Separat⸗ 
votums Unſere Entſcheidung anzurufen. Dieſes Votum muß noch vor dem 
Schluſſe des Landtages bei dem Oberpräſidenten eingereicht werden. Bis nach 
klgangener Entſcheidung bleibt die Ausführung des Landtagsbeſchluſſes ausgeſetzt. 


$. 18. 


„ Gegenftände, welche das ausſchließliche Intereſſe eines Standes betreffen, 
nnen durch Mitglieder dieſes Standes ohne Zuziehung der übrigen Stände 
erhandelt werden. 


§. 19. 


5 Die Genehmigung der Staatsregierung iſt erforderlich zu ſolchen Be⸗ 
ſchlüſſen des Landtages, durch welche n 


1) Ausgaben und Leiſtungen für den Verband ohne beſtehende Verpflichtung 
neu übernommen werden; 


2 der Beitragsfuß für Aufbringung der Laſten des Verbandes aufgeſtellt, 
. oder der beſtehende abgeändert wird, a 
3) Veräußerungen vom Grund- oder Kapitalbeſtande des provinzialſtän⸗ 


iſchen Vermögens, ſoweit letzterer nicht etwa nur aus erſparten Ein⸗ 
künften der letzten fünf Jahre herrührt, vorgenommen werden. 


. 20. 
Die Genehmigung wird ertheilt: 


) durch Uns in den Fällen des §. 19. J., wenn der Verband zu 
Ausgaben verpflichtet werden ſoll, welche 


a) über die nächſten zwei Jahre hinaus dauern ö i 
b) Zwecke betreffen, bei denen nur ein Theil des Verbandes intereſſirt ift, 
) nur von einem Theile des Verbandes aufzubringen find; 

8 5 in den übrigen Fällen von dem betreffenden Reſſortminiſter. 

Gr 6847. 


) . 21. 


Für die unter Aut des Oben ſſidenten zu fit Rede Kaufen V. 
waltung des ſtändiſchen Vermögens und der ſtändiſchen Anſtalten könne 
Wann ſoweit die Geſchäfte ſolches fordern, die geeigneten P 


wählen. 9 22 


Der Geſchäftsgang auf dem Provinziallandtage wird im Mühen durch 
die Geſchäftsordnung geregelt. a 
Die letztere iſt von dem Landtage unter Beſtätigung des Dee tn 
aufzuſtellen. 8. 25 f 


Die gewählten Mitglieder des Provinziallandtages alle Diäten und 
Reiſekoſten. Der Betrag derſelben, ſowie die Art und Weiſe der Aufbringung 


iſt durch Beſchluß des Provinziallandtages mit Genehmigung des Se 
zu beſtimmen. 


§. 24. 


Unſer Miner des Innern iſt mit der ! dieſer Vero 
beauftragt. 


$. 25. 


Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem Tage in Kraft, an welche 1 
dieſelbe enthaltende Stück der Geſetz⸗ Sammlung in Berlin ausgegeben . 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen e und 1 et 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Baden⸗Baden, den 22. September 1867. 


(I. S.) wien, 


Gr. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon, 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchou. 
Gr. zu Eulenburg. 


me 13873 


(Nr. 6848.) Verordnung, betreffend die Organiſation der Kreis- und Diſtriktsbehörden, ſo⸗ 


wie die Kreisvertretung in der Provinz Schleswig⸗Holſtein. Vom 
22. September 1867. 


a Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen . 


verordnen, auf den Antrag Unferes Staatsminiſteriums, was folgt: 


SL; 
Die Provinz Schleswig⸗Holſtein wird in zwanzig Kreiſe getheilt, deren I. Kreis, 
Abgrenzung und Benennung die Anlage ergiebt. : nee 
Wir behalten Uns vor, nach Umſtänden Aenderungen in der Abgrenzung 
dieſer Kreiſe 195 treffen. Vor Anordnung einer ſolchen Aenderung ſollen die 


betreffenden reistage und nach Befinden der Provinziallandtag gutachtlich ge» 
hört werden. 
§. 2 


BE An die Spitze eines jeden ländlichen Kreiſes wird ein Landrath geftellt, II. Kreis, 
| Melden vorbehaltlich der Einführung eines Präſentationsrechtes Seitens der behörden. 
Kuisvertretung durch Uns ernannt Wied 
Im Stadtkreife Altona werden die landräthlichen Funktionen von dem 
emeindevorſtande, beziehungsweiſe von dem Vorſteher der Königlichen Polizei⸗ 
bewaltung wahrgenommen. 
3 


Der Landrath iſt das Organ, deſſen die Regierung in allen Theilen der 
i Verwaltung zur Vollziehung ihrer Verfügungen ſich bedient, inſoweit nicht an⸗ 
dere von ihm nicht abe Behörden dazu berufen ſind. Er führt ſeine Ver⸗ 
haltung in dem Umfange, wie die Landräthe in den übrigen Provinzen der 
N Monarchie und nach den für dieſe beſtehenden Vorſchriften, ſofern und ſo lange 
icht ſpezielle innerhalb ſeines Verwaltungsbezirks beſtehende Einrichtungen und 
geltende Geſetze oder Anordnungen eine Abweichung bedingen. Insbeſondere 
gehen auf den Landrath über: N 


J) alle Funktionen der Landräthe in denjenigen Fällen, in welchen nach den 
in der Provinz Schleswig⸗Holſtein eingeführten oder noch einzuführen- 
den altländiſchen Geſetzen, Verordnungen und Einrichtungen die Mitwir⸗ 
kung des Kreislandrathes eintritt 

2) die Funktionen, welche bisher den Oberbeamten zuſtanden, ſoweit fie 
nicht auf andere Behörden übergehen; 


3) die Aufſicht über die Polizeiverwaltung in allen Ortſchaften des Kreiſes. 


$. 4. 


1 In denjenigen ländlichen Diſtrikten, in welchen die Wah ehm der orts⸗ II. Distrikts. 
bauen und polizeilichen Geſchäfte bisher landesherrlichen Te behörden. 
Q. 6848) agen 


ag 


tragen war, wird nach durchgeführter Trennung der Rechtspflege von der Ve 
waltung die erforderliche Anzahl von Diſtrikts⸗Beamten angeſtellt, welch 
unter der Auflicht des Landrathes die Geſchäfte der bisher dort angeſtellten B 
amten, ſoweit dieſe nicht auf andere Behörden übergehen, zu verwalten haben 
Den Diſtriktsbeamten liegt insbeſondere innerhalb ihres Bezirks die B 
ſorgung der ortsobrigkeitlichen Geſchäfte, ſowie die Verwaltung der Polizei i 
erſter Inſtanz, einſchließlich der Brandpolizei, ob. Als Organe des Landrathe 
fungiren fie in allen dem letzteren übertragenen Geſchäftszweigen. Auch könne 
fie, namentlich auf den Inſeln, mit der fortlaufenden ſelbſtſtändigen Erledigun 
einzelner Geſchäftszweige als ſtändige Kommiſſarien der Regierung oder de 
Landrathes betraut werden. 
In dem Herzogthume Schleswig führen dieſe Diſtriktsbeamten den Titel 
„Hardesvogt“, in dem Herzogthum Holſtein den Titel „Kirchſpielsvogt.“ 
Auf den Inſeln kann die Wahrnehmung der Funktionen dieſer Beamten 

mit Zuſtimmung des Juſtizminiſters auch den dort angeſtellten richterlichen B 
amten übertragen werden (F. 1. der Verordnung vom 26. Juni 1867, Gele 
Samml. S. 1073). a i 


f F. 5. 
ee Jeder landräthliche Kreis bildet einen kreisſtändiſchen Verband. 
5 Dieſer Verband hat die Rechte einer Korporation, deren Organ die Kleis 
ſtände ſind. 165 

$. 6. 


Die Kreisftände verſammeln ſich auf Kreistagen. Ihre Verfaſſung wil 
durch die gegenwärtige Verordnung beſtimmt. a „„ 


den Gegenſtände näher zu ordnen, in Bezug auf deren Regelung in dieſ 

ordnung ausdrücklich auf das Kreisſtatut verwieſen iſt. e 

Außerdem können darin Anordnungen über beſondere, in den eigenthünm 

lichen Verhältniſſen des Kreiſes begründete Einrichtungen getroffen werden. Der 
artige Anordnungen dürfen jedoch in keinem Falle ausdrücklichen Beſtimmunge 

der Geſetze zuwiderlaufen. i f 

§. 8. 


Die Kreisſtände ſind berufen: | 1 3 
1) die Kreiskorporation zu vertreten und die Kreis + Kommunalangelegel 

heiten unter Leitung des Landrathes zu verwalten 44 

2) die Verwaltung des Landrathes in denjenigen Fällen zu unterſtüzer 

welchen die Geſetze ihnen eine Theilnahme oder Mitwirkung d 

zuweiſen 8 8 9) 


— 
= 
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3) eine Mitaufſicht über die Kommunalverwaltung der einzelnen Gemein⸗ 
115 des Kreiſes in dem geſetzlich näher zu beſtimmenden Umfange zu 
üben; 

4) über diejenigen Gegenſtände zu berathen oder Beſchluß zu faſſen, welche 
ihnen ſonſt noch zu dieſem Behufe durch Geſetze oder Verordnungen 

ausdrücklich überwieſen werden. 


H. 9. 


In Beziehung auf die Verwaltung der Kreis⸗Kommunalangelegenheiten 
ſteht ihnen — unter der Mitwirkung und Aufſicht der Staatsbehörden — 
namentlich zu: 


J) die Verwaltung der dem Kreiſe zugehörigen Fonds mit der Befugniß, 
Ausgaben daraus zu bejchließen; 
2) die Verwaltung der dem Kreiſe zugehörigen Anftalten; 


3) das Recht, zu gemeinnützigen Zwecken, bei welchen ein Intereſſe des 
Kreiſes obwaltet, oder zur Abwehr eines Nothſtandes, die Kreiseinge⸗ 
ſeſſenen mit Beiträgen zu belaften; 


4) die Wahl und Beſtellung der für die Verwaltung der Kreis-Rommunal- 
angelegenheiten etwa erforderlichen beſonderen Beamten. 
$. 10. 


e In Beziehung auf die Mitwirkung an der Kreisverwaltung haben ſie 
insbeſondere Staatspräſtationen, welche kreisweiſe aufzubringen ſind, und deren 
Aufbringung durch Geſetze nicht bereits näher beſtimmt iſt, zu repartiren und die 
e abe an der Verwaltung geſetzlich erforderlichen Kommiſſionen zu 
ählen. | 


| . 11. 
Die Kreisverſammlung wird gebildet: 
J) aus den Beſitzern größerer Güter ($$. 12. und 13.), 
aus Abgeordneten der Städte und Flecken, 
3) aus Abgeordneten der Landgemeinden. 


9. 12. 


Zu den größeren Gütern ($. 11. Nr. 1.) gehören alle diejenigen mit 
welchen nach den Beſtimmungen der Verordnung, betreffend die Verfaſſung des 
dzogthums Schleswig, vom 15. Februar 1854. $. 19. Nr. 6., ſowie der Ver⸗ 
dung, betreffend die Verfaſſung des e alen Holſtein, vom 11. Juni 
he 9. Nr. 4. das Wahlrecht zum Stande der größeren Grundbeſitzer 
en war. i 


Shrgang 1867. (Nr. 6848.) 210 Hier⸗ 
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Hierbei werden die Klöſter zu Itzehoe, Preetz, Ueterſen und St. Johann 0 
in denjenigen Kreiſen, in denen fie belegen find, den adeligen Gütern gleichgeftell 
Durch Kreisſtatut iſt nach Durchführung der im F. 3. der Verordnun 
vom 28. April 1867. (Geſetz-Samml. S. 543.) in Ausſicht geſtellten Grund 
ſteuer⸗Regulirung an Stelle des Landſteuer⸗Taxationswerthes ein entſprechender 
Grundſteuer⸗Reinertrag feſtzuſetzen. | 
Der Minimalſatz für den Landſteuer⸗Taxationswerth, ſowie ſpäter für den 
Grundſteuer⸗Reinertrag kann durch Kreisſtatut abgeändert werden. 


H. 13. | 


Sofern der Domainenfiskus in einem Kreiſe Domainen oder Forſlen 
beſitzt, welche den Bedingungen des $. 12. entſprechen, erhält er auf dem Kreis⸗ 
tage eine Virilſtimme. | 

§. 14. 


Die nach den Beſtimmungen des $. 11. Nr. 1., bezüglich Hh. 12. und 19.0 
zur Stimmführung auf dem Kreistage berechtigten Grundbeſitzer werden m 
en Landrath in eine Nachweiſung zuſammengeſtellt. Dieſe Nachweiſung muß 
von einem öffentlich bekannt zu machenden Termine ab vierzehn Tage lang au 
dem Landrathsamte zur Einſicht ausliegen. Ueber Einwendungen, welche nich 
ihre ſofortige Erledigung durch den Landrath finden, hat der Oberpräſident } 
entſcheiden. Nach Erledigung dieſer Einwendungen wird die Nachweiſung vo 
Landrathe feſtgeſtellt. i 
Spätere Veränderungen, namentlich in Folge der Durchführung der Grund 
ſteuer⸗Regulirung, werden vom Landrathe nach Anhörung des Kreistages bewirkt 
und vom Oberpräſidenten beſtätigt. e 


Das Stimmrecht der größeren Grundbeſitzer ($. 11. Nr. 1.) muß in 
Perſon ausgeübt werden. 5 
Doch können ſich die Klöſter durch deren Vorſtände oder Organe vertle 


a ee 


$. 16. 


| Von jedem größeren Grundbeſitzer ($. 11. Nr. I.) kann kraft eigenen 
Rechts nur Eine Stimme geführt werden. a 


. 17 


Die Stimmenzahl im Stande der größeren Grundbeſitzer (F. 11. Nr. 1.) 
ſoll in der Kreisverſammlung der Regel nach den dritten Theil, in den Krei— 


) zu verbinden, als dies zur Erreichung des vorbezeichneten Stimmen⸗ 
verhältniſſes erforderlich iſt. Dieſe Verbindung bleibt zunächſt der Vereinbarung 
unter den Betheiligten überlaſſen. In deren Ermangelung wird die entſprechende 
Verminderung der Stimmen ahl vorläufig in der Weiſe feftgeftellt, daß die be⸗ 
theiligten Grundbeſitzer ſovie Mitglieder unter ſich wählen, als ſie Stimmen zu 
führen berechtigt ſind. Demnächſt wird die Vertheilung der Stimmen durch das 
Kreisſtatut geregelt. 

Durch Kreisſtatut kann die Stimmenzahl der größeren Grundbeſitzer in 
der Kreisverſammlung überall bis zur Hälfte der Geſammtzahl der Kreistags⸗ 
mitglieder erhöht werden. 


$. 18. 


i Zur Stimmführung im Stande der Städte ($. 11. Nr. 2.) in der Kreis⸗ 
 Anfemmlung find die in en anliegenden Verzeichniſſe aufgeführten Städte und 
lecken mit dem dort angegebenen Sime berufen. 
ö Eine Aufnahme anderer Gemeinden in den Stand der Städte und die 
Verleihung des Stimmrechtes in dieſem Stande, ſowie das Ausſcheiden einer 
Hemeinde aus demſelben, kann künftig nach Anhörung der Kreis- und Provin⸗ 
zialſtände mit Unſerer Genehmigung erfolgen. 
Die Zahl der Stimmen, welche die im Stande der Städte vertretenen 
Gemeinden zu führen haben, kann durch Kreisſtatut anderweit feſtgeſetzt werden. 


$. 19. 


Die ſtädtiſchen Abgeordneten find von den ſtädtiſchen, beziehungsweiſe 
Nleckens Kollegien aus der Jahl der Mitglieder dieſer Kollegien zu wählen. 

em Fleckenskollegium zu Elmshorn treten bei dieſer Wahl die Fleckens⸗ 
gevollmächtigten von Vormſtegen und Kloſterſande hinzu. 


Be... F. 20. 
Die Zahl der Abgeordneten der Landgemeinden . 11. Nr. 3.) wird für 
den Kreis auf mindeſtens zehn, für den Kreis Stormarn auf zwölf, für den 
Auch fe auf dreizehn und für den Kreis Tondern auf vierzehn hier⸗ 
Aulch feſtgeſetzt. 

Or. 6848) i 210* Diefe 
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Dieſe Zahl der jedem Kreiſe zugewieſenen ländlichen Abgeordneten ka 
durch Kreisſtatut abgeändert werden. N 


§. 21. 5 


Behufs der Wahl der ländlichen Abgeordneten ($. 20.) wird der Kreis 
ken 95 Landrath in fo viele Wahldiſtrikte getheilt, als Abgeordnete zu wäh) 
en ſind. | 
In jedem Wahldiſtrikte wählt jede Gemeindeverſammlung aus ihre | 
Mitte je einen Ortswähler. 

Mit den Ortswählern jedes Wahlbezirks treten die Beſitzer ſolcher Güte, 
welche nicht zum Gemeindeverbande gehören und nicht im Stande der größeren 
Grundbeſitzer vertreten ſind, zu einem Wahlkörper zuſammen, welcher den A. 
geordneten aus ſeiner Mitte wählt. 


$. 22. 


So lange die Abgrenzung von Landgemeindebezirken in einem Kreiſe noch 
nicht überall ſtattgefunden hat, gelten an Stelle des $. 21. Alinea 2. und 3. 
folgende Beſtimmungen. 

Jeder Wahldiſtrikt ($. 21. Alineg 1.) wird Behufs der Wahl der Orts⸗ 
wähler durch den Landrath in Unterabtheilungen getheilt, in denen je ein Orts⸗ 
wähler von denjenigen Grundbeſttzern, einſchließlich der Erbpächter und Feſte⸗ 
beſitzer, welche dispoſitionsfähig, 24 Jahr alt und zu mindeſtens vier Thaler 
jährlicher Klaſſenſteuer veranlagt find, aus ihrer Mitte gewählt wird. f 

Wählbar zum Abgeordneten ſind diejenigen Wahlberechtigten, welche ſel 
zwei Jahren im Wahldiſtrikte mit Grundbeſitz angeſeſſen find. 5 


§. 23. 


Im Stadtkreiſe Altona treten zur Berathung der kreisſtändiſchen Angel- 
genheiten aus den Gemeinden Ottenſen und Neumühlen zwei Abgeordnete dem 
Deputirtenkollegium zu. Dieſe Abgeordneten werden in gleicher Weiſe gemähli 
wie 115 Ortswähler für die Wahl der Abgeordneten im Stande der Land 
gemeinden. 


$. 24. 1 

Die Wahlen der Abgeordneten für die Städte und für die Landgemeinde 1 
geſchehen auf ſechs Jahre. Das Mandat erliſcht jedoch, im Falle die Vorhe⸗ I 
dingung der Wählbarkeit früher fortfällt. 


. 25. . 
Für jeden Abgeordneten im Stande der Städte und der Landgemeinden 


iſt ein Stellvertreter zu wählen, welcher die zur Wählbarkeit eines Abgeordneſ 
vorgeſchriebenen Eigenſchaften beſitzen muß. 9 2 


— 15933 
§. 26. 


Für das Verfahren bei allen Wahlen ſind die Vorſchriften des Reglements 
vom 22. Juni 1842. (Geſetz-Samml. von 1842, ©. 213.) maaßgebend. 


$. 27. 


Zur perſönlichen Ausübung des Stimmrechtes auf den Kreistagen iſt bei 


allen Mitgliedern deſſelben und deren Vertretern die Vollendung des 24 ſten 
Lebensjahres erforderlich. b 


ID 
2 


8 


9 Für die Kreiſe Norder⸗Dithmar chen, Süder⸗Dithmarſchen und Eiderſtedt 
gelten folgende Beſtimmungen: 


1) Die Vertretungen der beſtehenden Landſchaften bilden die Kreisver⸗ 
ſammlung. 


2) Der Kreisverſammlung für Norder⸗Dithmarſchen treten der Abgeordnete 
des Kirchſpiels Feddringen und je ein Vertreter der zum Kreiſe gehörigen 
Köge hinzu. 


3) An der Kreisverſammlung für Süder⸗Dithmarſchen nimmt der Abge⸗ 
botrdnete des Kirchſpiels eddringen nicht Theil, dagegen treten der⸗ 
ſelben zwei Vertreter des Kronprinzen⸗ und Sophien⸗Koogs, zwei Ver⸗ 
treter des König Friedrich VII.⸗Koogs und ein Vertreter des Chriſtian⸗ 
Koogs hinzu. 


h Die zum Kreiſe Eiderſtedt gehörigen Köge und das Gut Hoyersworth 

5 werden Behufs der Vertretung auf dem Kreistage denjenigen Kirch⸗ 
ſpielen zugetheilt, in welche fie eingepfarrt find. 

5) Die Beſtimmungen über die Zuſammenſetzung der Kreisverſammlung, 
über das Wahlverfahren und die Wählbarkeit der Abgeordneten u. ſ. w. 
können durch Kreisſtatut abgeändert, insbeſondere nach den Vorſchriften 
der gegenwärtigen Verordnung neu geregelt werden. f 


$. 29. 


Der Landrath beruft den Kreistag, führt auf demſelben den Vorſttz, leitet 

* die Verhandlungen und hat die Ordnung in den Berathungen zu erhalten. Er 

nf befugt, mit Zuſtimmung des Kreistages, ordnungsſtörende Mitglieder nach 
a 0 Erinnerung für die Dauer der Sitzung von der Verſammlung aus⸗ 
juſchließen. 


. 


$. 30. 


Die Berufung zum Kreistage geſchieht durch ein Einladungsſchreiben, 
welches die Verhandlüngsgegenſkinde angeben muß. 
. 6848) Sollen 


Er | 


Sollen Beſchlüſſe zur Verhandlung geſtellt werden, welche eine neue B 
laſtung des Kreiſes mit usgaben oder Lelſtungen ohne bereits beſtehende Ve 
pflichtung herbeiführen (insbeſondere F. 9. Nr. 3.) jo muß das desfallſige Ein 
weden DE mindeſtens 14 Tage vor dem Kreistage den Mitgliedern zugeſtellt 
werden. 5 1 
Diemſelben muß eine ausführliche Darlegung, welche über den Zweck des 
vorgeſchlagenen Beſchluſſes, die Art der Ausführung, den Koſtenbetrag und d 
Aufbringungsweiſe das Nöthige enthält, beigefügt ſein. 

Das Einladungsſchreiben iſt der Regierungsbehörde in Abſchrift einzuſende 


. 31. 


Die Beſchlüſſe des Kreistages werden nach einfacher Stimmenmehrheit 
gefaßt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden, auch 
wenn er ſonſt nicht ſtimmberechtigt iſt. 9 

Zu einem Beſchluſſe, durch welchen eine neue Belaſtung des Kreiſes mit 
Ausgaben oder Leiſtungen ohne bereits beſtehende Verpflichtung bewirkt werden 
ſoll (insbeſondere K. 9. Nr. 3.), iſt jedoch eine Stimmenmehrheit von mindeſtens 
zwei Dritteln der Abſtimmenden erforderlich. In ſolchem Falle muß außerdem, 
ſobald zwei Drittel der anweſenden Mitglieder eines Standes es verlangen, eine 
Abstimmung nach Ständen eintreten, und es gilt die Bewilligung als abgelehnt, 
wenn zwei Stände ſich dagegen erklären. | 

Die Abſtimmung in jedem einzelnen Stande erfolgt in dieſem Falle nach 
einfacher Stimmenmehrheit. 95 


$. 32. 

Findet ein ganzer Stand ſich durch einen Kreistagsbeſchluß in feinen J 
tereſſen verletzt, fo ſteht ihm frei, mittelſt Einreichung eines Separatvotums 
Regierungsbehörde, und in den Fällen des F. 35. Nr. 1. die Miniſter des Inne 
und der Finanzen anzurufen. 

Dieſe Anrufung muß noch vor dem Schluſſe des Kreistages beim Lan 
rathe angemeldet und das Separatvotum binnen einer von dieſem zu beſtimmel⸗ 
den Friſt eingereicht werden. a 11 1 

Bis zur ergangenen Entſcheidung bleibt die Ausführung des Kreistags 


beſchluſſes ausgeſetzt. 5 
$. 33. / 
Der Kreistag iſt befugt, zur Vorbereitung ſeiner Beſchlüſſe / ſowie f 
beſtimmte Geſchäfte Kommiſſionen und Bevollmächtigte aus ſeiner Mitte 
beſtellen, welche unter Leitung des Landrathes ſtehen. 
F. 34. A 
Die Genehmigung der Staatsregierung iſt erforderlich zu ſolchen Beſchli 
des Kreistages, durch welche i 


1) Ausgaben und Leiſtungen für 
neu übernommen werden; 28 


e = 15 1 85 
25 der Beitragsfuß für Aufbringung der Kreislaſten aufgeſtellt oder der 
beſtehende abgeändert wird; 255775 

3) Veräußerungen vom Grund- oder vom Kapitalbeſtande des Kreis⸗ 


vermögens, ſoweit letzterer nicht etwa nur aus erſparten Einkünften der 
letzten fünf Jahre herrührt, vorgenonnnen werden 


ü F. 35. 
. Zur Ertheilung der Genehmigung ſind zuſtändig: 
J) die Miniſter des Innern und der Finanzen in den Fällen des $. 34. 
Nr. I., wenn der Kreis zu Ausgaben verpflichtet werden ſoll, welche 
a) über die nächſten zwei Jahre hinaus dauern, oder 


b) Zwecke betreffen, bei denen nur ein Theil des Kreiſes intereſſirt iſt, 
oder 


e) nur von einem Theile des Kreiſes aufzubringen find; 
2) in den übrigen Fällen die Regierungsbehörde. 


+ 


$. 36. 


Auoeber den Kreishaushalt haben die Kreisſtände alljährlich einen Etat auf⸗ 
juſtellen. Derſelbe iſt der Regierungsbehörde in Abſchrift einzureichen. a 
Die Abnahme der Rechnung ſteht der Kreisverwaltung ſelbſtſtändig zu. 

N Die Regierungsbehörde kann, wenn ihr durch Beſchwerden oder ſonſt eine 

ere Veranlaſſung dazu gegeben erſcheint, das Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen 
195 ae einer außerordentlichen Reviſton durch Abſendung eines Kommiſſarius 

oder 


urch Einforderung der Rechnungen unterwerfen. 


. 37. 


Urkunden über Rechtsgeſchäfte, welche den Kreis gegen Dritte verbinden 
follen, müſſen vom Landrathe und drei hierzu von der Kreisverſammlung zu 


en Mitgliedern unterſchrieben und mit dem Siegel des Landrathes ver⸗ 
ſehen fein. 


$. 38. 


1 Der Landrath führt die Beſchlüſſe der Kreisverſammlung aus, ſofern nicht 
de andere Behörde mit der Ausführung beauftragt oder die Sache als ſtän⸗ 
de Kommunalangelegenheit beſonderen Beamten übertragen iſt. 

8 Beſchlüſſe, welche die Befugniſſe der Kreisſtände überſchreiten oder das 

x taatswohl verletzen, hat der Landrath zu beanſtanden und Behufs Entſcheidung 
über deren Ausführung der Regierungsbehörde einzureichen. 


$. 39. 


Ueber die Gewährung von Diäten und Reiſekoſten an die Vertreter der 
Nr. 6848) Ge⸗ 


Gemeinden auf dem Kreistage isverſammlung 
Genehmigung der Regierungsbe 28 


u beſtimmen bleibt der Kre 
hörde überlaſſen. | 
$. 40. ! 

Mit Bildung der Kreisvertretung im Kreiſe Hadersleben tritt der Amt 
rath des Amtes Hadersleben außer Wirkſamkeit. 1 
Im Uebrigen wird an den beſtehenden Kommunalverbänden / ſowie m | 
deren Verfaſſungen durch gegenwärtige Verordnung nichts geändert. 1 
8 ö. al. 4 
Unſer Minifter des Innern iſt mit der Ausführung dieſer Verordnung i 
und mit Erlaß der erforderlichen Inſtruktionen beauftragt. a 1 
F. 42. : 
Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem Tage in Kraft, an welchem das 
dieſelbe enthaltende Stück der Geſetz-Sammlung in Berlin ausgegeben wird. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucken 
Königlichen Inſiegel. ö = 
Gegeben Baden-Baden, den 22. September 1867. 


(S Wilhelm 5 
Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. | 


Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. | 


Verzeichniß 


der Kreiſe in der Provinz Schleswig⸗Holſtein. 


1) Kreis Hadersleben, beſteht aus der Stadt Hadersleben; dem Flecken 
Chriſtiansfeld, dem Oſter⸗ und Weſteramt Hadersleben mit 
der Inſel Aarö, den enklavirten adeligen Gütern und vormals 
Jütiſchen Enklaven, ſowie den bisher zum Amte Lügumkloſter 
gehörigen enklavirten Landſtellen 


2) Kreis Apenrade, aus der Stadt Apenrade, dem Amte Apenrade und den 
enklavirten adeligen Gütern; 


3) Kreis Sonderburg, aus der Stadt Sonderburg; dem Flecken Norburg 
und den Aemtern Sonderburg und Norburg mit den im 
erſteren enklavirten adeligen Gütern Ballegamd und Beu⸗ 
ſchau und der Grafſchaft Reventlow⸗Sandberg 


4) Kreis Flensburg, aus der Stadt Flensburg, dem Flecken Glücksburg 

dem Amte Flensburg mit den enklavirten adeligen Gütern 
und dem geſchloſſenen I. Angler adeligen Güterdiſtrikt, ſowie 
den im Amte enklavirten zum St. Johannis ⸗klöſterlichen 
Diſtrikte gehörenden Landſtellen 


5) Kreis Tondern, aus der Stadt Tondern, den Flecken Hoyer und Lügum⸗ 
kloſter, dem Amte Tondern mit den enklavirten adeligen 
Gütern und Köögen, den Inſeln Röm, Sylt, Föhr mit dem 
Flecken Wyck, und Amrum), dem Amte Lügumkloſter mit Aus⸗ 
nahme der dieſem untergehörigen, in anderen Amtsbezirken 
enklavirten Landſtellen; der Loh⸗Harde mit den Birken Mögel⸗ 
| tondern und Ballum / f 
90) Kreis Huſum, aus der Stadt Huſum; den Aemtern Huſum und Bred- 
ü ſtedt mit dem Flecken Bredſtedt und den enklavirten adeligen 
Gütern und Köögen, ſowie aus den Inſeln Nordſtrand und 
Pellworm mit ſämmtlichen Halligen; 


7) Kreis Eiderſtedt, aus der Landſchaft Eiderſtedt mit den Städten Tönning 
sh und Garding, dem adeligen Gute Hoyersworth und den 
Grothuſen⸗, Alten⸗Auguſten⸗, Neuen⸗Auguſten⸗, Süder⸗ 

Friederichs- und Norder-Friederichs-Köögen; ö 
Jchrgang 1867. (Nr. 6848) 211 8) Kreis 


— 1598 — 


8) Kreis Schleswig, aus den Städten Schleswig und Friedrichsftadt; den 
Flecken Cappeln und Arnis; dem Amte Gottorf mit den 
enklavirten, zum I. Angler Güterdiſtrikte gehörenden adeligen 
Gütern, dem Börmer⸗ und Megger⸗Kooge und den zum 
St. Johannis⸗klöſterlichen Diſtrikte gehörenden Orten und 
Grundstücken, mit Ausnahme der im Amte Flensburg enkla⸗ 
virten; der Landſchaft Stapelholm / 

9) Kreis Eckernförde, aus der Stadt Eckernförde; den Schwanſener und 
Däniſchwohlder adeligen Güterdiſtrikten und dem Amte 
Hütten 

10) Stadtkreis Altona, beſteht aus der Stadt Altona mit Ottenſen und Neu⸗ 
mühlen; 

11) Kreis Pinneberg, aus der Herrſchaft Pinneberg mit Ausnahme von Otten⸗ 
ſen und Neumühlen, Poppenbüttel und Hummelsbüttel; dem 
Kloſter Ueterſen mit Ausnahme des Patrimonialguts Horſt 
und der Vogtei Crempdorfj der Grafſchaft Ranzau; den 
Gütern Seeſtermühl, Haſelau und Haſſeldorf; dem Kanzlei⸗ 
gut Flottbeck / 

12) Kreis Steinburg, aus dem Amte Steinburg; dem zum Amte Bordesholm 
gehörigen Ländchen Sachſenbande; dem zum Amte Rends⸗ 
burg gehörigen Kirchſpiel⸗Vogteidiſtrikt Kellinghuſen mit Aus⸗ 
nahme der Dörfer Bargfeld, Meetzen und Homfeld, ſowie 
den zum Amte Rendsburg gehörigen Theilen der Dörfer 
Poſchendorf und Kaisborſtel; den Städten Itzehoe, Wilſter, 
Crempe, Glückſtadt; dem Kloſter Itzehoe mit Ausnahme der 
zu den Kreiſen Kiel, Segeberg und Rendsburg gelegten Per⸗ 
tinenzien; der zum Kloſter Uekerſen gehörigen Vogtei Cremp⸗ 
dorf und dem zu demſelben Kloſter gehörigen Patrimonialgut 
Horſt; der Herrſchaft Herzhorn, Sommerland und Grönland; 
der Herrſchaft Breitenburg mit Ausnahme der zu dem Sege⸗ 
berger Kreiſe gelegten Dörfer dem adeligen Gute Drage mit 
Ausnahme ſeines Antheils an Hohenweſtedt und der Gehöfte 
Alt⸗ und Neu-⸗Böternhofen, den adeligen Gütern Krummen⸗ 
dieck mit Ausnahme von Nütteln, Heiligenſtedten, Mehlbeck, 
Rade, Beckhof, Beckmünde, Bahrenfleth, Groß⸗Campen 
(Krummendieck), Klein⸗Campen (Heiligenſtedten), Groß⸗Coll⸗ 
mar, Klein⸗Collmar, Neuendorf, Sarlhuſen, dem Kanzleigut 
Beckdorf der Blomeſchen und der Engelbrechtſchen Wildniß. 

13) Kreis Süderdithmarſchen, aus der Landſchaft Süderdithmarſchen „mil 
Ausſchluß des Dorfes Feddringen, den vereinigten Süder⸗ 
dithmarſchen Köögen und dem Chriſtianskoog ; 

14) Kreis Norderdithmarſchen, aus der Landſchaft Norderdithmarſchen inkl. 
= a ee 11 0 Carolinenkoog, dem Hedewigen⸗ 

909g, dem Friederichsgabekoog 3 
9, 8 98 gi 100 Kreis 
5 
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15) Kreis Rendsburg, aus dem Amte Rendsburg mit Ausnahme der nach 
Itzehoe gelegten Pertinenzien; der Stadt Rendsburg; dem 
Kanzleigut Hanerau, dem zum Kloſter Itzehoe gehörigen Theil 
des Fleckens Nortorf, den klöſterlich Itzehoer Stellen in den 
Dörfern Bünzen, Innien und Homfeld, den klöſterlich Itze⸗ 
hoer Dörfern Langwedel mit den ausgebauten Stellen, Bock⸗ 
horſt und dem Elöfterlich Itzehoer Antheile von Nütteln; dem 
zum Gute Drage gehörigen Antheil von Hohenweſtedt nebſt 
den Gehöften Alt⸗ und Neu-Böternhöfen; den adeligen Gü⸗ 
tern Emkendorf, Boſſee, Oſterrade, Groß⸗Nordſee, Crons⸗ 
burg, Deutſch⸗Nienhof, Cluvenſieck, Pohlſee, Schierenſee, 
Annenhof, Weſtenſee, Steinwehr, Georgenthal und Klein- 
Königsförde; 8 


16) Kreis Kiel, aus der Stadt Kiel; dem Amte Bordesholm exkl. Sachſen⸗ 
bande, den Aemtern Cronshagen, Kiel und Neumünſter, der 
klöſterlich Itzehoer Vogtei Meimerstorf; den Gütern Both⸗ 
kamp, Blockshagen, Klein⸗Nordſee, Neu⸗Nordſee, Marutendorf, 
Hohenſchulen, Quarnbeck, Schwartenbeck, Projenstorf, Schre⸗ 
venborn, Oppendorf, Schönhorſt und dem Gehöft Overndorf; 


17) Kreis Segeberg, aus dem Amte Segeberg; den zum Amte Trittau gehörigen 
Dörfern Bredenbeckshorſt, Sievershütten, Nahe und Stuven⸗ 
born, den zum Amte Tremsbüttel gehörigen Dörfern Itzſtedt 
und Tönningſtedt, dem Amte Traventhal mit Ausnahme von 
Schlamersdorf, den zum Amte Reinfeld gehörigen nach Sege⸗ 
berg und Pronstorf eingepfarrten Dörfern, den zum Amte 
Ploen gehörigen Kirchſpiels Bornhöveder Dörfern und dem 
zu demſelben Amte gehörigen Dorfe Travenhorſt; der zum 
Kloſter Itzehoe gehörigen Vogtei Armſtedt; den zur Herr⸗ 
ſchaft Breitenburg gehörigen Dörfern Hitzhuſen, Weddel⸗ 
brocksdamm und Mönklohe; den Gütern Caden, Borftel, 
Bramſtedt, Asfrade; dem Kanzleigut Kuhlen; den Gütern 
Pronstorf, Margarethenhof, Rohlstorf, Wenſien, Müſſen, 
Muggesfelde, Travenort, Seedorf und Hornstorf, Glaſau; 
den Haſſelburger Eingeſeſſenen von Rönnau; der Stadt 
Segeberg; 


18) Kreis Stormarn „aus dem Amte Reinfeld mit Ausnahme der zum Sege⸗ 
berger Kreiſe gelegten Kirchſpiels Segeberger und 1 
Dörfer, dem zum Amte Traventhal gehörigen e oe 
eingepfarrten Dorfe Schlamersdorf; den Aemtern ethwiſch 
Tremsbüttel (mit Ausnahme der zum Segeberger Kreiſe ge⸗ 
legten Dörfer Itzſtedt und en aus dem Domanial⸗ 
gut Mönkenbrook; den Aemtern Reinbeck, Trittau mit Aus⸗ 
nahme der zum Segeberger Kreiſe gelegten Dörfern; den zur 
Herrſchaft Pinneberg gehörigen Dorfſchaften Poppenbüttel 

Ar. 6848.) 2117 und 


19) Kreis Ploen, 


20) Kreis Oldenb 


Be hagen; den Lübſchen Stadtſtiftsdörfern Bliesdorf, Merkendorf, 
Marxdorf, Klein⸗Schlamin, Bentfeld, Dazendorf, Herrings 


aus dem Amte Ploen mit Ausnahme der nach Bornhöved 
eingepfarrten Dörfer, welche zu Segeberg gelegt ſind; den 
Städten Ploen und Lütjenburg, dem klöſterlich Preetzer 
Diſtrikt mit Ausnahme von Gadeland und Taastorf; den 
adeligen Gütern Futterkamp, Klethkamp mit Grünhaus, 
Helmstorf, Panker, Clamp, Hohenfelde und Schmoel, Nur 
haus, Neudorf, Waterneverstorf, Ranzau, Schönweide, Lam⸗ 
mershagen, Rixdorf, Nehmten, Aſcheberg, Wittmoldt, Lehm 
kuhlen, Depenau, Schönböcken / Borkhorn, Perdoel, Bund 
horſt, Kühren, Wahlstorf, Bredeneck, Freudenholm, Rethwisch, 
Sophienhof, Rastorf, Wittenberg, Salzau, Doberstorff, 
Schädbeck, Hagen; dem Stadtſtiftsdorf Kaköhl, 1 
urg / aus der Inſel Fehmarn; dem Amte Cismar; den Städte 
Neuſtadt, Oldenburg, Heiligenhafen / den Großherzoglich Older 
burgiſchen Fideikommißgütern) den adeligen Gütern Auguſten⸗ 
alt Brodau, Burau, Claustorf, Ehlerstorf, Farve, Gaarz, 
zoddendorf, Goertz, Großenbrode, Güldenſtein, Haſſelburg mi 
Ausnahme der in Klein⸗Rönnau Eingeſeſſenen, welche zu Sege 
berg gelegt ſind, ae IPA Kniphagen, Löhrstorf, Mann 
hagen, Meiſchenstorf, Oevelgönne, Peterstorf, Putlos, Roſen⸗ 
hoff, Satjewitz, Schwelbeck, Seegalendorf, Sierhagen, Sig 
gen, Süßau, Testorf, Wahrendorf, Weißenhaus Winters 


dorf, Kembs, Klotzin, Rollin, Sülstorf, Goddendorf; dem 
Kirchdorf Neukirchen. 9 


ee 


der in Stande der Städte auf den Sreiötngen in Ste 
Heolſtein vertretenen Städte und Flecken. 


a. Namen De; Gemeinden. 


90 im Kreiſe Hadersleben: 
die Stadt Hadersleben a Der 1 Chriſtiansfeld. 


2) im Kreiſe Apenrade: 
die Stadt Apenrade. 


>) im Kreiſe Sonderburg: er NER 
nn... won 5 und die gen woa 5 nd Auguſtenburg. 
I im n Ste Flens burg: 8 i 
die Stadt Slensbung und Be See G tung. 
Si im . Kreise Tond ern: 55 
die Stadt Tondern und die Fleken * 9 und Be ; 
0 0 im n rale Hufum win) i En 
die Stadt Huſum und 4 Fladen Becht, 
Da im Kreiſe Schleswig: 155 5 5 
die Städte Schleswig und Friedrichsſtadt und bie gleken Cape 
und Arnis. 
80 im Kreiſe Eckernförde: 
die Stadt Eckernförde. 
M im Kreiſe Pinneberg: 55 i 
i die Flecken Elmshorn mit Wormſtegen und Kloſterſande, Pinne⸗ 
berg, Wedel, Barmſtedt, Ueterſen. 5 
8 10 im Kreiſe Steinburg: 


die Städte Itzehoe, Wilſter, Glückſtadt, Crempe au der Flecken 
Keellinghuſen. f 
8480 b A 11) im 


1 
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11) im Kreiſe Rendsburg: 

die Stadt Rendsburg und der Flecken Nortorf. 
12) im Kreiſe Kiel: . 

die Stadt Kiel und der Flecken Neumünſter. 
13) im Kreiſe Segeberg: 

die Stadt Segeberg und der Flecken Bramſtedt. 
14) im Kreiſe Stormarn: 

die Stadt Oldesloe und die Flecken Wandsbeck und Reinfeld. 
15) im Kreiſe Ploen: 8 

die Städte Ploen und Lütjenburg und der Flecken Preetz. 
16) im Kreiſe Oldenburg: 

die Städte Oldenburg, Burg, Neuſtadt und Heiligenhafen. 


b. Stimmenbertheilung. 
Es entſenden: 
die Städte Flensburg und Kiel je 4, 
. Schleswig, Rendsburg und Hadersleben je 3, 5 
. „Itzehoe, Apenrade, Glückſtadt, Segeberg, Huſum, Sonder 
burg und Eckernförde, und f 
die Flecken Neumünſter, Wandsbeck, Elmshorn mit Wormſtegen und 
Kloſterſande und Preetz je 2, 4 
die übrigen Städte und Flecken je 1 Abgeordneten. 


Bemerkung. Die Stadt Altona bildet einen eigenen Kreis. Die Städte Tin 
ö ning und Garding im Kreiſe Eiderſtedt, ſowie die Flecken Heide 

im Kreiſe Norderdithmarſchen und Meldorf im Kreiſe Süderdith⸗ 

marſchen finden in der betreffenden Landſchaft ihre Vertretung. 


(Nr. 6840 
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(Nr. 6849.) Verordnung, betreffend die Landgemeinde⸗Verfaſſungen im Gebiete d 


er Herzog⸗ 
thümer Schleswig und Holſtein. Vom 22. September 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, zur Fortbildung der Landgemeinde⸗Verfaſſungen in dem Gebiete der 
Herzogthümer Schleswig und Holſtein, auf Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, 
was folgt: 

K. 45 


Den Bezirk einer ländlichen Gemeinde oder eines ſelbſtſtändigen Gutes 
bilden alle diejenigen Grundſtücke, welche demſelben bisher angehört haben. 

Jedes Grundſtück, welches bisher noch keinem Gemeinde- oder ſelbſtſtändigen 
Gutsbezirke angehört hat, iſt nach Vernehmung der Betheiligten unde nach An⸗ 
hörung des Kreistages durch den Oberpräſidenten mit einem ſolchen Bezirke zu 
vereinigen. Eignet ſich ein ſolches Grundſtück, nach ſeinem Umfange und ſeiner 
Leiſtungsfähigkeit, zu einem beſonderen Gemeinde- oder ſelbſtſtändigen Gutsbezirke, 
ſo kann daſſelbe mit Unſerer Genehmigung dazu erklärt werden. 

Die Vereinigung eines ländlichen Gemeindebezirks oder eines ſelbſtſtändigen 
Gutsbezirks mit einem anderen Bezirke kann nur unter Zuſtimmung der bethei⸗ 
ligten Gemeinden und des betheiligten Gutsbeſitzers nach Anhörung des Kreis⸗ 
tages mit Unſerer Genehmigung erfolgen. 

Die Abtrennung einzelner Grundſtücke von einem Gemeinde- oder ſelbſt⸗ 
ſtändigen Gutsbezirke und deren Vereinigung mit einem anderen ſolchen Bezirke 
kann, wenn die betheiligten Gemeinden oder Gutsbeſitzer, und die Beſitzer jener 
Grundſtücke darin einige mit Genehmigung des Oberpräſidenten geſchehen 
oll aber aus dergleichen Grundſtücken ein beſonderer Gemeindebezirk oder ein 
ſelbſtſtändiger Gutsbezirk gebildet werden, ſo iſt die Anhörung des Kreistages 
und Unſere Genehmigung erforderlich. In dieſem letzteren Wege können Bezirks⸗ 
ueränderungen der vorbezeichneten Art, welche im öffentlichen Intereſſe nothwendig 
ſind, ſelbſt dann vorgenommen werden, wenn die Betheiligten nicht darin ein⸗ 
gewilligt haben. 

In allen vorſtehend bezeichneten Fällen iſt den Betheiligten der Beſchluß 
des Kreistages vor Einholung der höheren Genehmigung mitzutheilen. 

Wird in Folge einer Bezirksveränderung eine Auseinanderſetzung zwiſchen 
den Betheiligten nothwendig, ſo iſt dieſelbe im Verwaltungswege zu bewirken ; 
zu ihrer Feſtſtellung genügt, wenn die Betheiligten einig ſind, die Genehmigung 
er Regierung ; 1 Streitigkeiten dabei, ſo entſcheidet ſolche der Oberpräſident. 

upatrechtliche Verhältniſſe dürfen durch dergleichen Veränderungen niemals 
geſtört werden. 

Eine jede Bezirksveränderung iſt durch das Amtsblatt bekannt zu machen. 


§. 2. 


Wenn ein bis dahin ſelbſtſtändiger Gutsbezirk, oder ein in keinem Gemeinde⸗ 


verbande ſtehendes, großes geſchloſſenes Waldgrundſtück mit einem ne 
(Nr. 6849) 5 


Bi 
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bezirke vereinigt wird oder bereits vereinigt worden tft, fo ſind durch ein z 
errichtendes Skatut Feſtſetzungen über das Verhältniß zu treffen, in welchem 

Beſitzer und die übrigen Bewohner des Gutsbezirks oder Waldgrundſtücks 
den Rechten und Pflichten der Gemeinde Theil zu nehmen haben. 1 


Insbeſondere iſt in dem Statute zu beſtimmen: Bi, 
a) ob und inwieweit dem Guts⸗ oder Walbbeſttzer, nach Maaßgabe des 
größeren Umfangs oder Werths 118 9 Beſitzthums, beſondere Rechte bei 
gelegt werden ſollen, namentlich das Recht, I 
in der Gemeindeverſammlung den Vorſitz oder mehrere Stimmen 
zu führen, f 1 
bei der Wahl von Gemeindeverordneten Einen oder Mehrere 
derſelben allein zu wählen, oder an deren Verſammlung ſelbſtſtändig 
Theil zu nehmen, ; 
in der Verſammlung der Gemeinde oder deren Verordneten ſich 
durch Pächter, Wirthſchafts⸗ oder Forſtbeamte feiner Grundſtücke 
vertreten zu laſſen / f 5 
p) ob und inwieweit die Wiederauflöſung der Vereinigung des Gutsbeziks 
oder Waldgrundſtücks mit dem Gemeindebezirke von dem einſeitigen An⸗ 
trage des Guts⸗ oder Waldbeſitzers, oder von dem der übrigen Gemeinde⸗ 
glieder abhängig fein ſoll. i 3 
Ein ſolches Statut iſt nach den Erklärungen der Betheiligten von der 
Landrathe zu entwerfen, dem Kreistage zur Aeußerung darüber und alsdann m 
dem Gutachten der Regierung dem Oberpräſidenten zur Beſtätigung vorzulegen. 


H. 3. | 
In Ergänzung dieſer Verordnung können wegen folder auf das Gemein⸗ 
weſen bezüglichen Angelegenheiten, in Hinſicht deren die gegenwärtige Verordnung 
keine Beſtimmungen enthält, nähere Feſtſetzungen aber für den ganzen Umfang 
der Herzogthümer oder einzelne Landestheile ſich als nöthig ergeben, ſtatutariſche 
Anordnungen durch Beſchluß des Provinziallandtages mit Unſerer Genehmigung 
getroffen werden. a 
In gleicher Weiſe können abändernde Beſtimmungen in Anſehung der 
Ausübung des Stimmrechts (§§. 8. bis 11. dieſer Verordnung), der Wahl der 
Gemeindevorſteher (IS. 19. und 20.), der Regulirung der Wees 
für letztere ($. 21.) und der Aufbringung der Gemeindeabgaben ($$, 24. und 25.) 
1 Beſchluß des Propinziallandtages mit Unſerer Genehmigung feſtgeſeht 
werden. 
H. 4, 5 


Jede Gemeinde iſt befugt, ſtatutariſche Anordnungen zu treffen: 
1) wegen derjenigen Gegenſtände, in Hinſicht deren die gegenwärtige Ve 
ordnung auf das Gemeindeſtatut verweiſt, 
2) wegen eigenthümlicher Verhältniſſe und Einrichtungen der Gemeinde, 0 
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Die ſtatutariſchen Anordnungen dürfen den Beſtimmungen der gegen⸗ 
wärtigen Verordnung und des Provinzialſtatuts nicht widerſprechen. 

Das Statut iſt von der Gemeinde unter Leitung des Landrathes und unter 
Mitwirkung der Ortsobrigkeit aufzuſtellen und bedarf nach vorgängiger Begut⸗ 
achtung des Kreistages der Genehmigung der Regierung, ſoweit nicht für einzelne 
Fälle andere Formen der Beſtätigung ausdrücklich vorgeſchrieben ſind. 


$. 5. 


An der Verfaſſung der auf Grund beſonderer geſetzlicher Beſtimmungen 
oder nach Herkommen zu beſonderen Zwecken, wie für das Schul ⸗, Armen⸗, 
Wege, Deichweſen gebildeten Kommune⸗Verbänden, wird durch gegenwärtige Ver⸗ 
ordnung nichts geändert. 


. 6. 


Jede Gemeinde bildet eine Korporation und verwaltet ihre Angelegen⸗ 
heiten ſelbſt. ‚ 


Gar: 

1 Für den Bereich eines ſelbſtſtändigen Gutsbezirks oder eines großen 
geſchloſſenen Wald⸗ oder Moorgrundſtücks iſt der Gutsbeſitzer zu den Pflichten 
und Leiſtungen verbunden, welche den Gemeinden für den Bereich des Gemeinde⸗ 
bezirks im öffentlichen Intereſſe geſetzlich obliegen. 


S. 8. 


Die Theilnahme an dem Stimmrechte und die Art der Ausübung deſſelben 
m der Gemeindeverſammlung wird durch die beſtehende Ortsverfaſſung beſtimmt. 


N a) 
Ergiebt ſich das Bedürfniß einer neuen Feſtſtellung oder Regelung der 
Stimmrechte, weil die Ortsverfaſſung darüber dunkel oder zweifelhaft ift, oder 
weil danach weſentliche Mängel in Anſehung der Theilnahme an dem Stimm⸗ 
tete, namentlich erhebliche Mißverhältniſſe gegen die Theilnahme an den 
Gemeindelaſten beſtehen, ſo iſt eine ſolche Feſtſte lung oder Regelung der Stimm⸗ 
"te unter Beachtung der Vorſchriften der $$. 10. und 11. durch einen von 
er Regierung zu beſtätigenden Gemeindebeſchluͤß herbeizuführen. . 
3 kommt ein folcher Beſchluß nicht zu Stande, ſo iſt die Regierung befugt, 
lich Anhörung des Kreistages und mit Genehmigung des Miniſters des Innern 
die in 11 0 des Stimmrechts erforderliche Feſtſtellung oder Regelung nach 
Maßgabe der $$. 10. und 11. zu bewirken. 


$. 10. 


) Zur Theilnahme am Stimmrechte dürfen nur ſolche Einwohner des Ge— 

meindebezirks verſtattet werden, welche einen eigenen Hausſtand haben 
und zugleich in dem Bezirke mit einem Wohnhauſe angeſeſſen ſind. 
I Mhtgang 1867. (Nr. 6849,) 212 2) Wenn 
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2) Wenn aber Jemand in dem Gemeindebezirke ein Grundſtück beſitzt, qr 
welchem ein Geſpann von zwei Pferden gehalten werden kann, oder 
ches durch eine Fabrik, eine andere gewerbliche Anlage oder ſonſt ei 
Nutzung gewährt, deren Werth dem eines ſolchen ſpannfähigen Grur 
ſtücks mindeſtens gleichkommt, ſo iſt derſelbe zur Theilnahme am Stim 
rechte auch dann zuzulaſſen, wenn er nicht Einwohner des Gemeind 
bezirks iſt (Forenſe). Daſſelbe gilt auch von juriſtiſchen Perſonen, welch 
Grundſtücke von einem ſolchen Umfange im Gemeindebezirke beſitzen. 
3) Den Beſitzenn ſolcher Grundſtücke, welche die übrigen an Werth oder 
Größe erheblich überſteigen, kann mehr als Eine Stimme beigelegt werden, 
4) Auch können die Gemeindeglieder in Anfehung ihrer Theilnahme am 
Stimmrechte in verſchiedene Klaſſen getheilt werden. i ' 
5) Die Stimmen der Beſitzer der kleineren nicht ſpannfähigen Grundſtücke 
können zu Geſammtſtimmen (Kollektivſtimmen) verbunden werden. 
Dergleichen Beſitzer haben alsdann das Stimmrecht in der. Ger 
meindeverſammlung durch Abgeordnete auszuüben, welche fie aus ihrer 
Mitte auf mindeſtens 3 und höchſtens 6 Jahre wählen. 


| tk, 
In der Ausübung des Stimmrechts, zu welchem ihr Grundbeſitz befähi 
können vertreten werden: 

1) Minderjährige durch ihren Vater, Stiefvater oder Vormund; 

2) die Ehefrau durch ihren Ehemann, ſofern zu 1. und 2. der Vater / 
Stiefvater, der Vormund und der Ehemann im Gemeindebezirke woh 
der Stiefvater das zum Stimmrechte befähigende Grundſtück bewir 
ſchaftet und der Vormund im Gemeindebezirke Grundbeſitzer tft; 0 g 
bei einer dieſer Perſonen dieſe Vorbedingungen, ſo kann dieſelbe die Der 
tretung einem Stimmberechtigten der Gemeinde übertragen / 1 

3) unverheiratete Beſitzerinnen / i ; 

4) auswärts wohnende und juriſtiſche Perſonen, 

zu 3. und 4. durch Stimmberechtigte der Gemeinde zu 4. aber auch durch Pächtä 
oder Nießbraucher der zum Stimmrechte befähigenden Grundſtücke. i 


9. 12. 10 
Die ſtimmberechtigten Mitglieder der Gemeinde bilden die Gemeinden 
ſammlung. Die Beſchlüſſe werden nach einfacher Majorität gefaßt“ jedoch kamm 
durch Gemeindeſtatut eine andere Form der Abſtimmung feſtgeſetzt werden. 
| F. 13. 3 
Die Gemeindeverſammlung kann nur beſchließen, wenn mehr als die Hi 
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. Stinnnberechtigten zugegen find. Eine Ausnahme findet ſtatt, wenn die Ge- 


deverſammlung zum zweiten Male zur Verhandlung über denſelben Gegen⸗ 
and zuſammenberufen, dennoch nicht in gehöriger Anzahl erſchienen iſt. Ueber 
ie Art der Berufung und die Auſetzung regelmäßiger Verſammlungstage ſind 
nähere Feſtſetzungen der ſtatutariſchen Anordnung überlaſſen. 


§. 14. 


Der Gemeindevorſteher führt in der Verſammlung den Vorſitz mit vollem 
Stimmrechte und bei Stimmengleichheit mit entſcheidender Stimme. 


$. 15. 


5 Hat die Gemeindeverſammlung einen Beſchluß gefaßt, welcher ihre Be⸗ 

fugniſſe überſchreitet, das Staatswohl oder das Gemeinde⸗Intereſſe verletzt, fo 
hat der Gemeindevorſteher die Ausführung einſtweilen zu beanſtanden und über 

10 Gegenſtand des Beſchluſſes die Entſcheidung der Aufſichtsbehörde ſofort ein⸗ 

zuholen. . N 

$. 16. 


Auf Antrag der Gemeinde kann an die Stelle der Gemeindeverſammlung 
eine Vertretung derſelben durch gewählte Gemeindeverordnete eingeführt werden. 
Wo dies geſchehen ſoll, ſind zuvor durch Statut die dazu erforderlichen Feſt⸗ 
gen zu treffen, insbeſondere über die Geſammtzahl der Gemeindeverordneten, 
die Wahlperiode, die etwaige Klaſſeneintheilung der Wähler, die hierbei aus jeder 
Klaſſe zu wählende Zahl von Gemeindeverordneten und die Wahlordnung. 
Uueber ein ſolches, von der Gemeinde unter Mitwirkung der Ortsobrigkeit 
d des Landrathes zu entwerfendes Statut iſt der Kreistag b hören und daſ⸗ 
die dann mit dem Gutachten der Regierung und des Oberpräſidenten dem 
Miniſter des Innern zur Beſtätigung vorzulegen. 


9.17 
i Der Miniſter des Innern iſt befugt, eine Gemeindeverordneten⸗Verſamm⸗ 
lung aufzulöſen und eine Neuwahl anzuordnen. 


$. 18. 


. 19. 
b le Der Gemeindevorſteher, ſowie ein Stellvertreter, welcher erſteren zu unter⸗ 


guten und in Behinderungsfällen zu vertreten hat, werden von der Gemeinde⸗ 
ſammlung gewählt. N 5 
6840) 


T 
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Die Wahl erfolgt in der Regel auf ſechs Jahre, kann jedoch auf längere 
Dauer, ſogar auf Lebenszeit erfolgen. f 
In allen Fällen iſt der Gewählte nach ſechsjähriger Amtszeit zur Nieder⸗ 
legung des Amtes auf gleiche Dauer berechtigt. 4 


$. 20. 


Die Beſtätigung der Wahl erfolgt durch den Landrath ji jedoch in den | 
jenigen Gemeinden, in denen die at be der obrigkeitlichen Gewalt einen 
Gute zuſteht, in Uebereinſtimmung mit dem Gutsbeſitzer. 


9. 21. 


Dem Gemeindevorſteher wird für baare Auslagen und Dienſtaufwand 
Entſchädigung geleiſtet. Im Falle unzureichender Emolumente und in Erman⸗ 
gelung einer gütlichen Einigung wird die Entſchädigung nach Vernehmung der 
Beiheiligten und der Ortsobrigkeit auf das Gutachten des Landrathes nach An 
hörung des Kreistages von der Regierung feſtgeſetzt. f 


9. 22. 7 
Die Uebernahme des Amtes eines Gemeindevorſtehers oder Stellvertreters 


kann ein Mitglied der Gemeinde nur aus ſolchen Gründen ablehnen, die ihn 


von der Uebernahme einer Vormundſchaft entſchuldigen würden. 


$. 23. 


Der Gemeindevorſteher verwaltet die Gemeinde-Angelegenheiten und I 
die Beſchlüſſe der Gemeindeverſammlung aus. Er iſt Organ der Ortsobrigkeit 
und hat alle örtlichen Geſchäfte der allgemeinen Verwaltung zu führen, ſofern 
nicht andere Behörden oder Organe dazu beſtimmt ſind. 1 


$. 24. 


Wenn in Anſehung des Maaßſtabes der Vertheilung der Gemeinde 7 
gaben oder Dienſte die Ortsverfaſſung dunkel, zweifelhaft oder nicht mehr paſſend 9 
iſt, insbeſondere hergebrachte Gewohnheit dabei keinen ſichern Anhalt gewährt, 
oder zu erheblichen Mißverhältniſſen führt, fo iſt eine Ergänzung oder Ahin⸗ 
derung der Ortsverfaſſung hierüber unter Beobachtung der Vorſchrift des S. 2. 7 
durch einen von der Regierung zu beftätigenden Gemeindebeſchluß herbeizuführen. 

Kommt ein 1 Beſchluß nicht zu Stande, fo ift die Regierung befugt; 
nach Anhörung des Kreistages, mit Genehmigung des Miniſters des Innern, 
die in Anſehung der Vertheilung der Abgaben und Dienſte erforderliche Erg 
zung oder Abänderung der Ortsverfaſſung vorzuſchreiben. g 


$. 25. 


Bei einer ſolchen neuen Vertheilung der Gemeindelaften ($. 24) iſt darauf ; 
zu achten, daß dieſelbe mit Berückſichtigung der in der Gemeinde ſtattinden i 
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Abſtufungen des Grundbeſitzes und des Klaſſenverhältniſſes geſchehe, und die 
den einzelnen Gemeindemitgliedern oder den Klaſſen derſelben auf uerlegenden 
Antheile an den Laſten in ein angemeſſenes Verhältniß zu den Rechten und 
Vortheilen treten, welche dieſelben in dem Gemeinbenerhinbe genießen. 


$. 26. 


Zu einer fehriftlichen, einen Gemeindebeſchluß betreffenden Verhandlung 
it erforderlich, daß darin die Namen der bei der Beſchlußfaſſung gegenwärtig 
eweſenen Gemeindemitglieder angegeben find, und die Verhandlung außer von 
101 Gemeindevorſteher oder deſſen Stellvertreter auch 11005 von mindeſtens drei 
anderen gegenwärtig geweſenen angeſeſſenen Gemeindemitgliedern unterſchrieben iſt. 

Urkunden über Rechtsgeſchäfte, welche die Gemeinde gegen Dritte verbin⸗ 
den ſollen, müſſen im Namen der Gemeinde von dem Gemeindevorſteher oder 
deſſen Stellvertreter unterſchrieben und mit dem Amtsſiegel bedruckt ſein; der 
dem Abſchluſſe des Geſchäfts zum Grunde liegende Gemeindebeſchluß und die 
dazu etwa erforderliche Genehmigung oder Entſcheidung der betreffenden Aufſichts⸗ 
behörde müſſen der Urkunde in beglaubigter Form beigefügt ſein. 

Vollmachten verbinden die Gemeinde, wenn ſie Namens ihrer unter Bei⸗ 
drückung des Amtsſiegels vom Gemeindevorſteher oder deſſen Stellvertreter unter⸗ 
ſchrieben find, und dabei von dieſem beſcheinigt iſt, daß die Vollmacht auf den 
Grund eines ordnungsmäßigen Gemeindebeſchluſſes, zu welchem alle Stimm⸗ 
berechtigten gehörig eingeladen worden, ausgeſtellt ſei. Eine ſolche Vollmacht 
iſt auch dann hinreichend, wenn die Geſetze eine gerichtliche oder Notariats⸗ 


5 vollmacht verlangen. 


N Zu dem Nachweise, daß von einer Gemeinde bei der Erwerbung oder 
Veräußerung von Grundſtücken oder denſelben gleichſtehenden Gerechtſamen die 
den Gemeinden geſetzlich vorgeſchriebenen Formen beobachtet ſind, genügt eine 
Beſcheinigung der Regierung. f 


$. 27. 


Die Aufficht des Staats über die Gemeinden und die öffentlichen An⸗ 
gelegenheiten der den Gemeinden gleichgeſtellten Güter wird vom Landrathe, in 
höherer Inſtanz von der Regierung und dem Oberpräſidenten ausgeübt. 


9. 28. 


Gegen die Entſcheidung der Gemeindebehörden findet ein Rekurs an den 
Landrath, gegen die Entſcheidung des Landrathes der Rekurs an die Regierung, 
und gegen die Entſcheidung der Regierung der Rekurs an den Oberpräſidenten ſtatt. 

Der Rekurs muß in allen Inſtanzen binnen einer Präkluſiofriſt von vier 
Wochen nach erfolgter Zuſtellung oder Bekanntmachung der Entſcheidung ein⸗ 
gelegt werden, inſofern nicht für einzelne Fälle durch beſondere geſetzliche Vor⸗ 
ſchrift eine andere Friſt beſtimmt iſt. 


Gr. 6849.) i §. 29, 


. 20 


4 


In den Kreiſen Norder⸗ und Side Dithunanen können durch Kreis⸗ 


ftatut Normativbeſtimmungen für die Fortbildung der Kirchſpielverfaſſungen 
unter Beachtung der Vorſchriften der gegenwärtigen Verordnung gegeben werden. 
$. 30. 5 
Wir behalten Uns vor, Städten und Flecken, in denen ein Bedürfniß 
de obwaltet, die Annahme der Landgemeinde⸗Verfaſſung mit den etwa erforder 


lichen Maaßnahmen zu geſtatten. | b 
Ueber jeden Antrag dieſer Art iſt zuvor der Kreistag und der Provinzial 
landtag zu hören. ET 
N V 5 
Der Miniſter des Innern hat die zur Ausführung dieſer Verordnung 
erforderlichen Anordnungen zu treffen. 10 
§. 32. ui 
Gegenwärtige Verordnung tritt an dem Tage in Kraft, an welchem das 
dieſelbe enthaltende Stück der Geſetz-Sammlung in Berlin ausgegeben wird. 
Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedru⸗ an 
Königlichen Inſiegel. | Bee 
Gegeben Baden-Baden, den 22. September 1867. 


(J. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz v. Mühler. 
Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg 


Allerhöchſter Erlaß vom 17. September 1867., betreffen 
Spiels der Lotterie zu kfurt a.( M. 5 


it Bezug auf Meinen Erlaß vom 5. Juli d. J Beftimme Ich hierdurch, 


aß das Spiel der Lotterie zu Frankfurt a. M., vorbehaltlich einer anderweitigen 
dganiſation deſſelben, einſtweilen und bis zu einem von Mir bei der Ausein⸗ 
5 92 75 an der Stadt Frankfurt a. M. näher feſtzuſtellenden Termine 
ſtattet fein ſoll. r 5 5 


Berlin, den 17. September 1867. . 
. 4. 
Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


In das Staatsminiſterium. 


(Nr. 6851.) 


Be 


r. 6851.) Allerhöchſter Erlaß vom 20. September 1867. betreffend die endgül 
N ledigung der Beſchwerden über polizeiliche Beſchränkungen der Vereinigu 
oder Zerſplitterung von Bauerhöfen in der Provinz Hannover durch 
Oberpräſidenten. f i f 1 


Au Ihren Bericht vom 12. d. M. genehmige Ich, daß Beſchwerden, we 
das Verfahren der Verwaltungsbehörden in Beziehung auf die in der Pror 
Hannover beſtehenden polizeilichen Beſchränkungen der Vereinigung oder Ze 
ſplitterung von Bauerhöfen 1 9 Gegend haben, hinfort in letzter Inſt 
endgültig von dem Oberpräſt enten zu entſcheiden ſind. f 


Baden-Baden, den 20. September 1867. 


we. Wilhelm. 


7 


v. Selchow. Gr. zu Eulen burk 


An den Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
und den Miniſter des Innern. 5 0 5 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


